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1) Regierungskommission legte Entwurf zum überarbeiteten DCGK vor 

Obwohl der Deutsche Corporate Governance Kodex (DCGK) erst im Dezember 2019 
grundlegend überarbeitet wurde, musste die Regierungskommission am 21.1.2022 den 
Entwurf einer weiteren Überarbeitung veröffentlichen.  

Der DCGK ist vom Gesetzgeber als „weiche“ Regelung im Gesetz verankert. Daher sind die Empfeh-
lungen nicht zu befolgen, allerdings wird mit § 161 AktG gefordert, dass die börsennotierten 
Aktiengesellschaften die Übereinstimmung mit dem jeweils gültigen DCGK erklären müssen; sollte 
dabei von Empfehlungen abgewichen worden sein, so ist dies anzugeben und zu begründen. Über die 
verpflichteten Unternehmen hinaus hat der Kodex eine gewisse Ausstrahlung als „gute 
Unternehmensführung“ auch auf viele andere Unternehmen.  

Überarbeitung notwendig aufgrund gesetzlicher Änderungen  

Grund für die erneute Überarbeitung sind insb. gesetzliche Änderungen durch das Finanzmark-
tintegritätsstärkungsgesetz (FISG), mit dem etwa im AktG das Thema der Nachhaltigkeit deutlich 
stärker betont wurde. Vorgeschlagen wird daher, eine Empfehlung zu verankern, nach der der Vorstand 
die mit den Sozial- und Umweltfaktoren verbundenen Risiken und Chancen für das Unternehmen sowie 
die ökologischen und sozialen Auswirkungen der Unternehmenstätigkeit systematisch identifizieren 
und bewerten soll. Zudem soll die Unternehmensstrategie Auskunft darüber geben, wie die 
wirtschaftlichen, ökologischen und sozialen Ziele in einem ausgewogenen Verhältnis umzusetzen sind. 
Auch die Unternehmensplanung soll finanzielle und nachhaltigkeitsbezogene Ziele enthalten.  

Lagebericht: Beschreibung des internen Kontroll- und Risikomanagementsystems  

Im Lagebericht sollen zukünftig die wesentlichen Merkmale des internen Kontroll- und Risikomanage-
mentsystems beschrieben werden. Wobei auch zur Angemessenheit und Wirksamkeit dieser Systeme 
Stellung genommen werden soll.  

Die Kommission erläutert dazu, dass die Corporate Governance nicht allein aus dem Principal-Agent-
Modell heraus entwickelt werden kann. Vielmehr verlangt die interessenpluralistische Zielkonzeption 
des Aktiengesetzes von der Unternehmensführung, die Interessen und Erwartungen der Aktionäre und 
der weiteren Stakeholder einschließlich der Gesellschaft zu verstehen und zum Ausgleich zu bringen 
und darauf aufbauend Nachhaltigkeit in der Geschäftsstrategie zu verankern.  

Rolle des Aufsichtsrats und des Prüfungsausschusses  

Im Abschnitt für den Aufsichtsrat werden diese Ergänzungen per Empfehlung auch als zu über-
wachende Aufgaben bestimmt und das Kompetenzprofil des Aufsichtsrats soll auch Expertise zu den 
für das Unternehmen bedeutsamen Nachhaltigkeitsfragen umfassen. Zudem soll auch die Kompetenz 
der nun gesetzlich mind. 2 vorgeschriebenen Finanzexperten im Prüfungsausschuss die Nachhaltig-
keitsberichterstattung bzw. –prüfung einbeziehen. Schließlich soll der Prüfungsausschuss mit dem 
Abschlussprüfer die Risikoeinschätzung, die Prüfungsstrategie und Prüfungsplanung sowie die 
Prüfungsergebnisse diskutieren. Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses soll sich regelmäßig mit 
dem Finanzvorstand und dem Abschlussprüfer über den Fortgang der Prüfung austauschen, an 
Diskussionen zwischen Management und Abschlussprüfer über kritische Prüfungssachverhalte teil-
nehmen und dem Ausschuss hierüber berichten. Ebenso soll sich der Prüfungsausschuss davon 
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überzeugen, dass die Angemessenheit und Wirksamkeit der verschiedenen Elemente des eingerichteten 
internen Kontrollsystems und Risikomanagementsystems (einschließlich Compliance Management 
System) geprüft wird. Neu ist auch die Empfehlung, dass der Prüfungsausschuss regelmäßig mit dem 
Abschlussprüfer auch ohne den Vorstand tagen soll.  

 

2) Zufluss von Gewinnausschüttungen für die Gesellschafter zu unterschiedlichen 
Zeitpunkten 

Bei einer Kapitalgesellschaft können die an die Gesellschafter gehenden Gewinnanteile erst nach einem 
Gewinnausschüttungsbeschluss zufließen. Im Zeitpunkt des Zuflusses ist dann auch die Versteuerung 
vorzunehmen. Das Interesse der Gesellschafter am Zeitpunkt des Zuflusses kann durchaus 
unterschiedlich sein, je nach den steuerlichen Verhältnissen. Wenn die Satzung der Gesellschaft (in 
Deutschland überwiegend die GmbH) es zulässt, dass Ausschüttungen an die einzelnen Gesellschafter 
zu unterschiedlichen Zeitpunkten erfolgen können, kann dies per Beschluss so gehandhabt werden. Ein 
solcher Fall lag dem Bundesfinanzhof (BFH) zur Entscheidung vor. 

An der GmbH waren ein Mehrheitsgesellschafter und mehrere Minderheitsgesellschafter beteiligt. Nach 
Ablauf des Geschäftsjahres stellten die Gesellschafter den Jahresabschluss fest und beschlossen eine 
Ausschüttung nur an die Minderheitsgesellschafter. Der entsprechende rechnerische Gewinnanteil für 
den Mehrheitsgesellschafter wurde in dem Beschluss einem persönlichen Rücklagenkonto zugewiesen. 
Diese Handhabung entsprach der Satzung. Das Finanzamt rechnete die Rücklagenzuführung aber dem 
Mehrheitsgesellschafter als Gewinnanteil zu. Auch das angerufene Finanzgericht vertrat die 
Auffassung, dass einem beherrschenden Gesellschafter die Dividende bereits mit dem Beschluss über 
die Gewinnverwendung zugeflossen sei, da die GmbH die Liquidität zur Ausschüttung hatte. 

Der Streit kam vor den BFH. Dieser stellte zunächst fest, dass die Handhabung der GmbH-Satzung 
entsprochen hatte, sie war also gesellschaftsrechtlich zulässig. Ein zulässiger Ausschüttungsbeschluss 
ist nach Auffassung des BFH auch steuerrechtlich wirksam. Der Umstand, dass die Rücklage nur dem 
Mehrheitsgesellschafter zuzurechnen sei und er in einem späteren Beschluss kraft seiner Stimmen-
mehrheit jederzeit die Ausschüttung beschließen kann, verändert den zivilrechtlichen und steuerlichen 
Zuflusszeitpunkt nicht. Es liegt hier auch kein Missbrauch von Gestaltungsmöglichkeiten vor. Der 
Gesellschafter hat vor dem weiteren Ausschüttungsbeschluss auch keine Zahlungsforderung an die 
GmbH. Dieses Urteil lässt daher rechtssicher unterschiedliche Zeitpunkte des Gewinnzuflusses für die 
einzelnen Gesellschafter je nach ihren steuerlichen Interessen zu. 

Hinweis 

Im Regelfall erfolgt die Besteuerung durch die Kapitalertragsteuer (Abgeltungsteuer). Hierbei ist die 
zeitliche Komponente wenig von Interesse, da durch die einbehaltene Kapitalertragsteuer bereits 
versteuert wurde. Alternativ kann die Besteuerung mittels Teileinkünfteverfahren erfolgen. 

Dadurch, dass die Gesellschaft nicht ganzheitlich Gewinn ausschütten muss (z. B. Dividende zzgl.  
KapErtrSt für den Mehrheitsgesellschafter bleibt außen vor), können Mindergesellschafter bei Laune 
gehalten werden, ohne der Gesellschaft massiv Liquidität zu entziehen. 
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3) Übertragung von GmbH-Anteilen an leitende Angestellte der GmbH als nicht zu 
Arbeitslohn führende Anteilsschenkung? 

Vielen Unternehmensinhabern fehlt der Nachfolger. Wenn ein Unternehmen an Arbeitnehmer über-
tragen wird, ist zu prüfen, ob die Befreiungen i. R. d. Erbschaft- und Schenkungsteuer in Anspruch 
genommen werden können. Weil auch steuerpflichtiger Arbeitslohn vorliegen kann, ist die Abgrenzung 
schwierig. Das zeigt eine Entscheidung des Finanzgerichts Sachsen-Anhalt. 

Ehegatten hatten als Gesellschafter einer GmbH zwar eine Nachfolgeregelung innerhalb der Familie 
herbeiführen wollen, sahen aber eine alleinige Übertragung der Anteile an ihren gemeinsamen Sohn 
aufgrund dessen fehlender unternehmerischen Erfahrung als kritisch an und erwarteten, dass die 
Unternehmensnachfolge bei einer Übertragung der wesentlichen Anteile auf den Sohn nur dann 
wirtschaftlich erfolgreich sein kann, wenn fünf leitende Angestellte der GmbH ebenfalls einen Anteil an 
der GmbH übertragen bekamen.  

In diesem Fall sei es ernstlich zweifelhaft, ob die Übertragung der Anteile bei den leitenden Ange-
stellten zu steuerpflichtigem Arbeitslohn führt, wenn der Geschäftsanteilsübertragungsvertrag weder 
einen Grund für die Übertragung angibt noch eine Gegenleistung verlangt noch regelt, dass die 
Übertragung der Anteile etwa für in der Vergangenheit oder in der Zukunft zu erwartende Dienste der 
leitenden Angestellten für die Gesellschaft erfolgen soll, und wenn auch keinerlei „Haltefrist” für die 
Anteile vereinbart oder geregelt wird, dass eine Veräußerung erst nach einer bestimmten Frist der 
Weiterbeschäftigung bei der GmbH erfolgen darf, und wenn die Übertragung vielmehr „vorbehalt- und 
bedingungslos” erfolgen soll. 

Letztlich handele es sich damit um eine Übertragung der Anteile im Rahmen der Unternehmens-
nachfolge, die den Fortbestand des Unternehmens sichern solle, bei der gesellschaftsrechtliche 
strategische Überlegungen im Vordergrund stünden und der durch die gesellschaftsrechtlich motivierte 
Schenkung eine Sonderrechtsbeziehung zugrunde liege, die auch selbstständig und losgelöst vom 
Arbeitsverhältnis bestehen könne und somit nicht zu Arbeitslohn führe. 

 

4) Erwerb eines Gebäudes mit Abbruchabsicht - Zur Entkräftung des Anscheins-
beweises 

Das Finanzgericht Münster hat zum Anscheinsbeweis, der bei Abbruch eines Gebäudes innerhalb von 
drei Jahren nach Anschaffung für einen Erwerb mit Abbruchabsicht spricht und damit den Sofortabzug 
der Abbruchkosten ausschließt, Stellung genommen.  

Der Erwerber eines objektiv technisch oder wirtschaftlich noch nicht verbrauchten Gebäudes könne, 
wenn er dieses nach dem Erwerb abreiße, AfaA vornehmen und die Abbruchkosten als Betriebs-
ausgaben bzw. Werbungskosten abziehen, sofern er das Gebäude ohne Abbruchabsicht erworben habe. 
Wenn er es hingegen in der Absicht erworben habe, es (teilweise) abzubrechen und anschließend grund-
legend umzubauen, seien der anteilige Restwert des abgebrochenen Gebäudes und die Abbruchkosten 
keine sofort abziehbaren Werbungskosten, sondern Teil der Herstellungskosten des neugestalteten 
(umgebauten) Gebäudes. Eine Abbruchabsicht in diesem Sinn sei auch dann zu bejahen, wenn der 
Erwerber beim Erwerb des Gebäudes für den Fall der Undurchführbarkeit des geplanten Umbaus den 
Abbruch des Gebäudes billigend in Kauf genommen habe. 
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Bei (Teil-)Abbruch des Gebäudes innerhalb von drei Jahren nach der Anschaffung spreche ein Beweis 
des ersten Anscheins für eine Abbruchabsicht. Diesen könne der Steuerpflichtige durch einen 
Gegenbeweis entkräften, insbesondere der Art, dass es zu dem Abbruch erst aufgrund eines ungewöhn-
lichen, nicht typischen Geschehensablaufs gekommen sei. Nicht erforderlich sei der Vollbeweis des 
Gegenteils.  

 

5) Kosten einer von der finanzierenden Bank verlangten qualifizierten baufachlichen 
Betreuung - sofort abzugsfähige Finanzierungskosten 

Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg führte aus, dass wenn die Bank im Rahmen der Finanzierung 
eines größeren, zur Vermietung bestimmten Gebäudekomplexes vom Darlehensnehmer die Installation 
eines „Controllings” (qualifizierte baufachliche Betreuung während des gesamten Bauvorhabens, u. a. 
Koordination der Planung, Termin- und Leistungskontrolle, Informationsversorgung und Kontrolle im 
Zusammenhang mit der Ausgabe der einzelnen Darlehensteilbeträge durch den Kreditgeber nach 
Baufortschritt) sowie die Durchführung dieser baufachlichen Betreuung durch ein bestimmtes 
Unternehmen verlange, würden die vom Darlehensnehmer an das Controlling-Unternehmen geleisteten 
Zahlungen nicht zu den Herstellungskosten des Gebäudes, sondern zu den sofort als vorweg-
genommene Werbungskosten bei den Vermietungseinkünften abzugsfähigen Finanzierungsauf-
wendungen gehören.  

Zu den sofort abziehbaren Werbungskosten gehören auch: Finanzierungskosten, die Garantieprovision 
für die Fertigstellung, soweit sich die Garantie allein auf die Finanzierung des Bauvorhabens erstreckt, 
sowie Aufwendungen für die Versicherungsverträge und für die Wirtschaftlichkeitsberechnung, soweit 
diese den Finanzierungszwecken zu dienen bestimmt ist. Finanzierungskosten seien sämtliche Aufwen-
dungen, die einem Kreditnehmer im Zusammenhang mit der Finanzierung eines gegebenen Kapital-
bedarfs für den Finanzierungszeitraum entstehen. 

 

6) Steuernummer für Existenzgründer - Elektronische Anmeldung beim Finanzamt 
erforderlich 

Damit Existenzgründer eine Steuernummer erhalten, benötigt das Finanzamt innerhalb eines Monats 
nach der Unternehmensgründung den „Fragebogen zur steuerlichen Erfassung“. Dieser enthält u. a. die 
Angaben zu den persönlichen Verhältnissen, zum Unternehmen und zu den zu erwartenden Einkünften 
beziehungsweise Umsätzen. Bereits seit dem 01.01.2021 müssen einige Fragebögen elektronisch 
an das Finanzamt übermittelt werden. Neu kommt ab dem 01.01.2022 eine elektronische 
Übermittlungspflicht für den Fragebogen zur steuerlichen Erfassung bei Gründung einer Körperschaft 
nach ausländischem Recht hinzu. 

Folgende Fragebögen zur steuerlichen Erfassung stehen für Unternehmensgründungen im Dienstleis-
tungsportal der Steuerverwaltung ,,Mein ELSTER‘‘ (unter www.elster.de) nach Registrierung zur Verfü-
gung: 
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Ø Aufnahme einer gewerblichen, selbstständigen (freiberuflichen) oder land- und forstwirtschaft-
lichen Tätigkeit (Einzelunternehmen) 

Ø Gründung einer Personengesellschaft/-gemeinschaft 

Ø Gründung einer Kapitalgesellschaft bzw. Genossenschaft 

Ø Gründung einer Körperschaft nach ausländischem Recht 

Künftig darf das Finanzamt in diesen Fällen den Fragebogen zur steuerlichen Erfassung nur 
noch bei unbilligen Härten in Papierform akzeptieren. 

Ausnahme: Für die Gründung eines Vereins ist der Fragebogen dagegen weiterhin auf amtlich 
vorgeschriebenem Vordruck in Papierform abzugeben. 

 


